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tenzuschuss, im Sinne der internationa-
len Gerechtigkeit durch Finanztransfers
in Entwicklungsländer oder Projektförde-
rung sowie im Sinne der intergenera -
tionellen Gerechtigkeit im Rahmen von
Maßnahmen zur Erhöhung der ökolo -
gischen Effektivität wie beispielsweise 
Klimaschutzmaßnahmen. Markteingriffe
sollten eng begrenzt werden, um das
Preissignal nicht zu verzerren.

Neuerungen im Euro -
päischen Emissionshandel

Nachdem das Emissionshandelssys-
tem der Europäischen Union (EU-EHS)
in den ersten Phasen verpflichtend CO2-
Emissionen der Stromerzeuger und der
energieintensiven Industrie begrenzte,
sollen neben dem Luftverkehr ab 2013
weitere Treibhausgasemissionen einbezo-
gen werden, zum Beispiel Stickstoffoxid-
Emissionen aus der chemischen Indus-
trie und perfluorierte Kohlen wasserstoffe
aus der Aluminiumproduktion. Für struk-
turelle Veränderungen stellt die Kommis-
sion eine Erweiterung des Anwendungs-
bereichs auf zusätzliche Sektoren zur
Diskussion, wie den von konjunkturellen
Schwankungen weniger betroffenen Ver-
kehrssektor.

Aus umweltökonomischer Sicht ist
die beschlossene Erweiterung positiv zu
bewerten, da so neue Effizienzpotenziale
erschlossen und ein größerer Anteil re-
levanter Gase und Prozesse in den Kli-
maschutz einbezogen werden. Für den
aktuellen Vorschlag der Kommission gilt

Entgegen der idealistischen Vorstellung
der Umweltökonomik vom schlanken

Zertifikatshandel sind in Emissionshan-
delssystemen (EHS) der klimapolitischen
Praxis eine Vielzahl detaillierter Ausge-
staltungsentscheidungen zu treffen. Aus
einer Bewertung auf der Basis von Krite-
rien der ökologischen Effektivität, der
ökonomischen Effizienz und der sozialen
Gerechtigkeit lassen sich folgende Emp-
fehlungen für die wichtigsten Elemente
eines nachhaltigen EHS formulieren (Ru-
dolph/Lerch et al. 2012).

Nachhaltigkeitsökonomische
Bewertung

Demnach sollte aus nachhaltigkeits-
ökonomischer Perspektive die Teilnahme
für relevante Emittenten verpflichtend
sein und der Anwendungsbereich alle
wichtigen Schadstoffe und Emittenten
umfassen, die Emissionsgesamtmenge
sollte knapp und an den ökologischen
Notwendigkeiten orientiert sein, eine zu-
sätzliche stetige Verknappung des Ange-
bots an Emissionslizenzen hält unter an-
derem Innovationsanreize aufrecht und
trägt zur Erreichung von Umverteilungs-
gerechtigkeit bei. Die Erstvergabe sollte
per Auktion erfolgen, da diese auch un-
mittelbar Preissignale setzt und die ent-
stehenden Einnahmen für gerechtigkeits-
fördernde Ausgleichsmaßnahmen zur
Verfügung stehen. Diese Einnahmen kön-
nen eingesetzt werden zum Beispiel im
Sinne der intranationalen Gerechtigkeit
mittels Rückvergütung oder Energiekos-
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Analoges. Auch wenn damit noch immer
nicht alle klimarelevanten Aktivitäten
einbezogen sind, wird so auch die Ver -
ursachungs gerechtigkeit befördert, zu-
mal zu berücksichtigen ist, dass in der
EU andere Sektoren wie der Haushalts-
und Ver kehrs  sektor teilweise durch an-
dere klimapolitische Instrumente wie Ef-
fizienzstandards für Gebäude und Kraft-
stoffsteuern erfasst werden. Erfahrun gen
mit einem Emissionshandel für Gebäu-
de in Tokio und Vorschläge aus der For-
schung für ein Modell handelbarer Flot-
tenverbrauchsstandards haben aber ge-
 zeigt, dass der Emissionshandel auch für
andere Sektoren erfolgreich genutzt wer-
den kann.

Nachdem zunächst jeweils nationale
Emissionsbudgets galten und die Zertifi-
kate anhand nationaler Allokationspläne
(NAP) verteilt wurden, gilt ab 2013 ein
gesamteuropäisches Budget, das auf den
mittleren Wert des Zeitraums 2008-2012
festgelegt wurde und danach jährlich um
1,76 Prozent verringert wird. Dies ergibt
eine Reduktion der Emissionen um 21
Prozent im Jahr 2020 gegenüber 2005.
Um die derzeit niedrigen Preise zu erhö-
hen, hat die Kommission zusätzlich vor-
geschlagen, die Anzahl der zu verstei-
gernden Zertifikate in den Jahren 2013
bis 2015 um 900 Millionen zu reduzieren
und diese zu einem späten Zeitpunkt in
der dritten Handelsperiode wieder in den
Markt zu geben. Für strukturelle Verän-
derungen wurden drei Optionen zur Dis-
kussion gestellt: Die Verschärfung des
EU-Reduktionsziels für 2020 auf 30 Pro-
zent mit einer entsprechenden Kürzung
der Emissionsgesamtmenge, die end -
gültige Stilllegung von Phase-III-Zertifi-
katen und eine frühe Anpassung des li-
nearen Reduktionspfades an das 30-
Prozent-Ziel.

Aus umweltökonomischer wie aus ge-
rechtigkeitstheoretischer Sicht ist die 
beschlossene Verringerung der Emis-
sionsgesamtmenge zu begrüßen. Eine
dauerhafte Stilllegung dürfte dabei für
Planungssicherheit und ein stabiles Preis-
signal sorgen. Die Verlegung der Men-
genfixierung auf die EU-Ebene verringert
zudem Administrationskosten und Wett-
bewerbsverzerrungen. Im April 2013
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Beide waren Mitarbeiter im 
Forschungsprojekt LETSCaP zur 
internationalen Verknüpfung von 
Emissionshandelssystemen, das 

vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) 

gefördert wurde.

wurden die Vorschläge der Kommission
jedoch vom EU-Parlament abgelehnt.

Nachdem bis 2012 mindestens 95
Prozent beziehungsweise 90 Prozent der
Lizenzen kostenlos an die Unternehmen
vergeben wurden, werden ab 2013 min-
destens 50 Prozent der Zertifikate verstei-
gert, ab 2027 sogar 100 Prozent. Stromer-
zeuger müssen bereits ab 2013 alle
Zertifikate käuflich erwerben. Allerdings
gibt es vielfältige Ausnahmen für ener-
gieintensive Branchen. Für den Anteil
kostenloser Zuteilung werden auf euro -
päischer Ebene einheitliche Regeln vor-
gegeben.

Durch die Versteigerung werden Ein-
nahmen generiert, von denen mindes-
tens 20 Prozent für Maßnahmen zur Be-
kämpfung des Klimawandels in Europa
und in Entwicklungsländern eingesetzt
werden. Damit werden sowohl ökologi-
sche als auch Ziele der intergenerationel-
len wie der internationalen Gerechtigkeit
verfolgt. Unklar bleibt jedoch, was mit
den restlichen 80 Prozent der Einnah-
men passieren wird und es gibt bislang
keinen Mechanismus zum Ausgleich von
Pro blemen der sozialen Gerechtigkeit
aufgrund steigender Energiepreise wie
etwa eine Pro-Kopf-Rückvergütung. Zu-
sammen mit den Ausnahmen für die
energieintensive Industrie muss dies aus
Gerechtigkeitsperspektive als ein Haupt-
kritikpunkt am EU-EHS gelten. Aus öko-
nomischer Sicht ist zu empfehlen, zu-
mindest Teile des Aufkommens zur
Senkung verzerrender Abgaben zu nut-
zen, um so eine doppelte Dividende zu
erzielen.

Den Preisverfall umkehren

Die Anerkennung von Projektkrediten
aus CDM- und JI-Projekten ist grundsätz-
lich möglich, ab 2013 allerdings begrenzt
auf maximal 50 Prozent der in der EU
von 2008 bis 2020 durchzuführenden
Emissionssenkungen. Um den aktuellen
Preistrend nach unten umzukehren
schlägt die EU-Kommission als struktu-
relle Veränderungen eine engere Begren-
zung oder ein zeitweises Aussetzen der
Anerkennung internationaler Emissions-
gutschriften vor.

Aus nachhaltigkeitsökonomischer Per-
spektive ist insbesondere die beschlosse-
ne Erhöhung des Versteigerungsanteils
positiv zu bewerten. Sie sorgt für soforti-
ge verlässliche Preissignale, reduziert
Wettbewerbsverzerrungen und dient der
Verursachungsgerechtigkeit. Eine quanti-
tative Begrenzung der Anerkennung von
Projektkrediten mindert zwar Effizienz-
potenziale, sorgt aber andererseits für stär-
kere heimische Innovationsanreize. Vor-
teilhaft wäre zudem aus ökologischer
Sicht die Beschränkung auf verlässliche
Projekte, beispielsweise Gold-standard-
Gutschriften.

Ab 2013 sind Markteingriffe wie Reser-
veverkäufe geplant, wenn der Preis einer
Periode mehr als das Dreifache der Vor-
periode beträgt. Die derzeit allerdings eher
zu niedrigen Preise könnten nach einem
Kommissionsvorschlag zur strukturellen
Überarbeitung des EU-Emissionshandels
entweder durch eine Preisuntergrenze
oder durch das Befüllen der Preisbegren-
zungsreserve aus zurückgehaltenen Zer-
tifikaten erhöht werden. Solche Marktein-
griffe sind allerdings nicht nur aus
Effizienzgründen, sondern auch aus der
Perspektive der Verursachungsgerechtig-
keit kritisch zu sehen. Preiskorridore sind
mit Vorsicht zu genießen, da sie gerade
im Falle von Höchstpreisen zu Fehlalloka-
tionen führen können. Mindestpreise
können aber, so lehren die Erfahrungen
aus dem Emissionshandelssystem im
Nordosten der USA, aus ökologischer und
gerechtigkeitstheoretischer Sicht selbst bei
einem sehr schwachen Emissionsminde-
rungsziel dafür sorgen, dass Aufkommen
generiert wird, das für den Klimaschutz
oder soziale Ausgleichsmaßnahmen ge-
nutzt werden kann.

Fazit

Die Analyse des EU-Emissionshandels
zeigt, dass mit Beginn der dritten Han-
delsperiode zahlreiche Veränderungen in
Kraft treten, die aus nachhaltigkeitsöko-
nomischer Sicht überwiegend positiv zu
beurteilen sind. Hinsichtlich der aktuel-
len Vorschläge der Kommission wäre si-
cherlich eine permanente Kürzung der
Emissionsmenge eine vielversprechende

Maßnahme zur Erhaltung von Innova-
tionsanreizen im europäischen Klima-
schutz gewesen.

Kritisch zu sehen ist dagegen die Eta-
blierung einer Kostenbeschränkungsre-
serve mit potenziellen Preisobergrenzen.
Ein Hauptkritikpunkt aus Gerechtigkeits-
sicht ist, dass kein Mechanismus zum
Ausgleich sozialer Gerechtigkeitsproble-
me aufgrund steigender Energiepreise
vorgesehen ist. Gerade für die EU, die in-
folge der Finanz- und Schuldenkrise oh-
nehin mit erheblichen sozialen Verwer-
fungen zu kämpfen hat, könnte der Emis-
sionshandel daher aufgrund künftig
ambitionierterer Reduktionsziele und
steigender Energiepreise Probleme der
sozialen Gerechtigkeit noch verstärken.
Für Deutschland, wo die angestrebte
Energiewende bereits aktuell zu erheb-
lichen Strompreiserhöhungen und ent-
sprechenden sozialen Folgen führt, gilt
dies in besonderem Maße.
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